
Kaum ein anderes Land hat von der Europäischen
Union so profitiert wie Deutschland. Wiedervereini-
gung, wirtschaftliche Prosperität, Aussöhnung mit
den Nachbarländern; all das wäre ohne die Europäi-
sche Union nicht möglich gewesen. Und in der Welt
von heute werden die Stimmen einzelner Staaten
kaum mehr wahrgenommen. Die EU stellt in einer
globalisierten Welt die wirksame Vertretung europä-
ischer - und auch deutscher - Interessen sicher. Und
noch immer ist die Europäische Union Deutschlands
wichtigster Absatzmarkt. All dies wird bei der aktu-
ellen Diskussion über den Euro gerne vergessen.
Gegenwärtig sorgt die Bundesregierung dafür, dass
der Euro eine stabile und weltweit anerkannte Wäh-
rung bleibt. Die Koalitionsfraktionen unterstützen sie
dabei, dass es gelingt, den Euro nachhaltig zu stabili-
sieren. Die Eurozone ist stabiler, als es scheint, aber
vor Spekulation schützen nur Stabilität und nachhal-
tiges Wirtschaften in allen Euro-Ländern. Eine nach-
haltige Haushalts- und Wirtschaftspolitik ist das Ge-
bot der Stunde. Eurobonds und eine Transferunion
lehnen CDU und CSU strikt ab. Deutschland leistet
solidarische Hilfe, wo es nötig ist. Solidarität ist aber
keine Einbahnstraße. Im Euroraum muss die Stabili-
tätskultur ausgebaut, statt abgeschwächt werden, wie
Rot-Grün es getan und dabei Glaubwürdigkeit in
Sachen Stabilität verspielt hat.
Zentraler Punkt für die Stabilitätskultur ist der neue
Krisenmechanismus (Europäischer Stabilitätsmecha-
nismus ESM). Deutschland und andere EU-Länder
streben dafür eine begrenzte Änderung des EU-
Reformvertrages von Lissabon an. Ein dauerhafter
Krisenmechanismus für die Euro-Zone soll ab 2013
den sogenannten Euro-Rettungsschirm ablösen. Vor
dem Treffen der 27 Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union am 16. und 17. Dezember in
Brüssel erläuterte Bundeskanzlerin Angela Merkel in
einer Regierungserklärung vor dem Deutschen Bun-
destag, dass diese Vertragsänderung in den Mit-
gliedsstaaten spätestens bis zum Ende 2012 abge-
schlossen werden solle. Angela Merkel bezeichnete

die Europäische Union als Verantwortungsgemein-
schaft. „Europa gelingt gemeinsam, Europa gelingt
nur gemeinsam“, betonte sie in ihrer Regierungser-
klärung. Die Europäische Union habe die Euro-Krise
bislang gut gemeistert, stellte die Kanzlerin fest. Alle
Akteure in Europa hätten mutig abgestimmt und ent-
schlossen gehandelt. „Der Euro hat sich als krisen-
fest bewährt“, sagte sie. Deutschland profitiere ganz
besonders von der Gemeinschaftswährung. Eine In-
anspruchnahme des ständigen Rettungsfonds werde
an "strikte Auflagen" geknüpft, sagte Merkel weiter.
Hilfen sollen nur nach einem einstimmigen Be-
schluss gewährt werden. Die Bundeskanzlerin lehnte
die Einführung von Euro-Bonds ab. Gemeinsame
Euro-Anleihen seien keine Lösung für die Probleme
der Euro-Zone, sagte die Kanzlerin.
Nötig seien hingegen eine Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit und eine Verbesserung der Haus-
haltslage als "zwei Seiten der gleichen Medaille".
"Die grandiose Friedens- und Freiheitsidee der euro-
päischen Einigung“ sei der eigentliche Grund des
Handelns. Dies dürfe bei allen wirtschaftlichen
Schwierigkeiten nicht vergessen werden, sagte Mer-
kel. Dies sei das Vermächtnis, das heutigen und
künftigen politischen Generationen hinterlassen wor-
den sei. "Diesem Vermächtnis fühle ich mich ganz
persönlich verpflichtet", sagte Merkel.
Auch Volker Kauder erinnerte in seiner Rede an die
lange europäische Friedensgeschichte. „Deutschland
ist unser Vaterland, Europa ist unsere Zukunft“, mit
diesem Satz hätten CDU und CSU in vielen Europa-
Wahlkämpfen für die europäische Einigung gewor-
ben und damit gezeigt, dass die Union keinen Zwei-
fel an Europa habe. Alle großen Entscheidungen in
Deutschland seien mit der europäischen Einigungs-
idee verbunden. Für das, was die Bundesregierung
für den Euro in den letzten Wochen und Monaten
geleistet habe, dankte er Bundeskanzlerin Angela
Merkel und Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble.
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Kurznachrichten

Kabinettsbeschluss zur Bundeswehrreform
Das Bundeskabinett hat in dieser Woche die Aus-
setzung der Wehrpflicht zum 1. Juli 2011 be-
schlossen. Dazu erklärt der verteidigungspoliti-
sche Sprecher der CDU/CSU-Fraktion und Reut-
linger Bundestagsabgeordnete, Ernst-Reinhard
Beck: "Wir begrüßen die klare Entscheidung des
Kabinetts. Der beschlossene künftige Gesamtum-
fang der Bundeswehr von bis zu 185.000 Solda-
ten trifft ebenfalls auf unsere Zustimmung. Insbe-
sondere die 170.000 Zeit- und Berufssoldaten er-
möglichen der Bundeswehr die Beibehaltung ei-
nes breiten Fähigkeitsspektrums. Die Botschaft,
die von dieser Entscheidung ausgeht, ist klar:
Deutschland bleibt ein verlässlicher Bündnispart-
ner mit starken Streitkräften. Die Bundeswehr hat
nun die notwendige Planungssicherheit, um die
Reform anzupacken. Verteidigungsminister zu
Guttenberg verdient höchsten Respekt. Es ist sei-
nem Engagement und seiner Entscheidungskraft
zu verdanken, dass die grundlegendste Reform in
der Geschichte der Bundeswehr gelingen kann.
Es gilt jetzt, im Parlament die gesetzlichen
Grundlagen zügig zu ändern und den Beschluss
finanziell so zu untermauern, dass die Reform
erfolgreich umgesetzt werden kann."

Koalition beschließt Steuervereinfachungen
Koalitionsausschuss beschließt Maßnahmen zur
Steuervereinfachung. Mit dem geplanten
„Steuervereinfachungsgesetz 2011“ und den darin
enthaltenen rund 40 Maßnahmen wird das Steuer-
dickicht ein Stück weit gelichtet. So wird vor al-
lem die Steuererklärung für Arbeitnehmer und für
Familien mit Kindern sichtbar erleichtert und
gleichzeitig eine direkte Steuerersparnis in Höhe
von knapp 600 Millionen Euro bewirkt. Mit der
Anhebung des Arbeitnehmerpauschbetrages von
derzeit 920 Euro auf 1.000 Euro wird für rund 22
Millionen Arbeitnehmer das Erfordernis, Belege
vorzulegen, deutlich reduziert und gleichzeitig
eine Entlastung von über 300 Millionen Euro er-
reicht. Auch die Unternehmen werden durch
Maßnahmen zur Entbürokratisierung des Steuer-
rechts indirekt in einem Umfang von ca. 4 Milli-
arden Euro entlastet. Hinzu kommen weitere
Maßnahmen zur Entbürokratisierung des Ein-
kommensteuerrechts, beispielsweise durch die
Möglichkeit, die Einkommensteuererklärung
wahlweise nur alle zwei Jahre abzugeben. Damit

löst die christlich-liberale Koalition ein weiteres
Wahlversprechen für diese Legislaturperiode ein.
Steuererklärungen können zukünftig einfacher
und schneller erledigt werden.

Einsatz für Religionsfreiheit weltweit
Die christlich-liberale Koalition hat das Werben
für Religionsfreiheit und den Einsatz für verfolgte
Christen zu einem festen Bestandteil der deut-
schen Außenpolitik gemacht. An diesem Freitag
hat der Bundestag den Antrag der Koalitionsfrak-
tionen „Religionsfreiheit weltweit schützen“ ab-
schließend beraten. Mit dem Antrag wird der Fo-
kus auf drei Bereiche gelegt, die im Kampf für
umfassende Religionsfreiheit zentral sind: Zur
Religionsfreiheit gehört vor allem das Recht, sei-
nen Glauben öffentlich zu bekennen. Insbesonde-
re in zahlreichen muslimischen Staaten werden
dieses Recht und die Möglichkeit, für die eigenen
Glaubensüberzeugungen zu werben, stark einge-
schränkt. Dies gilt beispielsweise auch für die
Türkei. So hält der im November 2010 erschiene-
ne EU-Fortschrittsbericht neben einer Reihe wei-
terer Defizite fest, dass das öffentliche Werben
als Bedrohung der staatlichen Integrität und der
muslimischen Religion wahrgenommen und in
Einzelfällen sogar strafrechtlich verfolgt wird.
Der Bau von Kirchen ist rechtlich stark einge-
schränkt. Zur Religionsfreiheit gehört ferner das
Recht, den eigenen Glauben zu wechseln oder
auch gar keine Religion zu haben. Zahlreiche
Staaten, insbesondere mit muslimischer Bevölke-
rungsmehrheit, bestreiten dieses Recht. Der Ab-
fall vom Islam (Apostasie) wird in vielen dieser
Staaten strafrechtlich verfolgt. Eng verbunden mit
der Religionsfreiheit ist die Meinungsfreiheit. Der
Antrag kritisiert den Versuch von islamischen
Staaten, die Meinungsfreiheit mit der Begrün-
dung einzuschränken, den Islam vor Diffamie-
rung schützen zu wollen. Auf Ebene der Verein-
ten Nationen werben diese Staaten seit langem
für solch ein Vorgehen. So genannte Blasphemie-
gesetze sind heute in vielen Staaten bereits Reali-
tät. Die Befassung des Deutschen Bundestags mit
diesem Antrag kurz vor Beginn der Weihnachts-
zeit zeigt deutlich, welchen hohen Stellenwert
dieses Thema für CDU und CSU hat.
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In eigener Sache
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14.12.2010 Bundesbeste Azubis aus dem Kreis
Biberach in Berlin geehrt

Josef Rief konnte am Montag an der "Nationalen
Bestenehrung in IHK-Berufen" teilnehmen. Geehrt
wurden die bundesbesten Azubis der IHK-
Abschlussprüfungen Winter 2009/2010 und Som-
mer 2010. Aus dem Kreis Biberach waren die Erst-
und Zweitplazierten Christoph Jäger und Josefine
Beier mit Ihrem Ausbilder Achim Herter in Berlin
dabei. Christoph Jäger wurde als Sieger im Beruf
Drucker in der Fachrichtung Hochdruck geehrt.
Beide Platzierte haben Ihre Ausbildung bei der Fir-
ma Südpack in Ochsenhausen absolviert. Josef Rief
gratulierte und lud die Absolventen und ihren Aus-
bilder für den nächsten Tag in den Bundestag ein. Hier führte der Biberacher Abgeordnete die Gruppe durch die
Parlamentsgebäude und ließ sich bei Kaffee und Kuchen von den Besuchern berichten.
Foto (v.l.n.r.) Achim Herter, Josefine Beier, Josef Rief, Christoph Jäger

07/08.12.2010 Klausurtagung in Brüssel

Im Dezember reiste die Arbeitsgruppe Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, deren Mitglied auch Jo-
sef Rief ist, zu einer Klausurtagung nach Brüssel.
Auf dem Programm standen u.a. Gespräche mit den
Mitgliedern der CDU/CSU-Gruppe im EP für
Landwirtschaft, Ernährung und Verbraucherschutz,
Kabinettsmitgliedern der EU-Kommissare für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Dalli und für
Landwirtschaft und Ländliche Entwicklung, Ciolos
und verschiedenen Verbänden. Für die Arbeits-
gruppe sind regelmäßige Gespräche in Brüssel ge-
rade im Hinblick auf die Neugestaltung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik der EU nach 2013 wichtig.
Auf dem Foto: Die Mitglieder der Arbeitsgruppe

Liebe Leserinnen und Leser von Berlin aktuell,

ich wünsche Ihnen von Herzen

ein gesegnetes Weihnachtsfest

und alles Gute, viel Glück und Gesundheit

im neuen Jahr!

Ihr

Die nächste Bürgersprechstunde von Josef Rief findet statt am:

22. Dezember von 11.00 - 13.00 Uhr

im Wahlkreisbüro in Biberach, Braithweg 27

Anmeldungen sind nicht erforderlich!


